
Bei der Festlegung der Höhe des Anspruchs immer eine 
Aufgliederung in die drei Bedürfniskomplexe vorzuneh­
men erscheint uns nicht unbedingt erforderlich. Unseres 
Erachtens sind die dazu veröffentlichten Hinweise des 
Obersten Gerichts/6/ mehr als ein Vorschlag zu verste­
hen, die Beträge dann im einzelnen aufzugliedem, wenn 
aus der bisherigen Praxis der Familie nicht eindeutig ab­
lesbar ist, wie die finanziellen Mittel verwendet wurden. 
Besteht jedoch darüber Klarheit, dann sollte es bei der 
bisherigen Praxis der Familie bleiben und nur die Summe 
abgezogen werden, die für den Verpflichteten im Familien­
haushalt nicht mehr benötigt wird. Dieser Weg erscheint 
in der Regel als gangbar, wobei zu beachten ist, ob die 
bisherige Praxis der Familie eventuell unter der Pflicht­
erfüllung des § 12 FGB lag oder ob bei einer solchen Hand­
habung einem Ehegatten zu wenig Mittel für die eigene 
Lebensführung verbleiben würden.
Ist die bisherige Praxis der Familie nicht eindeutig oder 
sehr unterschiedlich, so werden die drei Bedürfnisgruppen 
auf der Grundlage des gemeinsamen Einkommens der 
Ehegatten oder des alleinigen Einkommens des Ehemannes 
zu berechnen sein./7/ Für die Kinder wird hier ggf. — eben 
entsprechend den bisherigen Bedingungen — über die 
Richtsätze der Richtlinie hinauszugehen sein, die ja»nur 
Mindestsätze enthalten, die nicht unterschritten, aber doch 
überschritten werden können.
Die in der Literatur verwendete Formulierung, daß der 
Ehegatte nach §§ 17 und 18 FGB neben dem Anspruch auf 
die laufenden Kosten auch einen eigenen Unterhaltsan­
spruch habe, wenn sein Einkommen „wesentlich“ geringer 
ist als das des anderen Ehegatten/8/, sagt u. E. wenig aus 
und ist bei Anwendung des dargelegten Berechnungs­
modells auch nicht notwendig. Deshalb sollte auf dieses 
Merkmal verzichtet werden. Dies auch deshalb, weil der 
Begriff außerordentlich relativ ist. Im Einzelfall kann ein 
Unterhaltszuschuß von 20 M sehr wesentlich sein, um die 
bisherige Lebensführung weiter zu sichern, obgleich gerade 
in einem solchen Fall der Unterschied zwischen den Ein­
kommen der Partner nicht sehr wesentlich sein dürfte.
Ein Gesamtüberblick über die Rechtsprechung zu den §§ 17 
und 18 FGB und zur Entwicklung der Rechtsanschauungen 
dazu zeigt, daß diese Regelung dem Schutz der materiel­
len Basis der Familie und zugleich dem Schutz eines Ehe­
gatten und der bei ihm lebenden Kinder dient. Die recht­
liche Regelung spricht von Rechten und Pflichten der Ehe­
gatten. Unterhaltsansprüche können also dem Mann wie 
der Frau entsprechend den dargestellten Grundsätzen zu­
stehen.
Der Unterhaltsanspruch wird jedoch in aller Regel nur für 
die Frau bedeutsam. Deshalb ist das Unterhaltsrecht bei 
bestehender Ehe praktisch Bestandteil der vielfältigen 
staatlichen und rechtlichen Maßnahmen, die die Gleich­
berechtigung der Frau gerade auch als Mutter gewähr­
leisten. Es steht nicht im Widerspruch zur allgemeinen 
Förderung der Selbständigkeit der Frau und zu ihrer be­
ruflichen Entwicklung während der Ehe, sondern ist eine 
notwendige Ergänzung dazu, weil es für die Frau eine noch 
mit Problemen verbundene Aufgabe ist, ihre berufliche 
Tätigkeit und Entwicklung mit den familiären Belangen 
zu vereinbaren.
Angesichts des außerordentlich hohen Beschäftigungs­
grades der Frauen in der DDR werden die Unterhalts­
bestimmungen für den Fall des Getrenntlebens der Ehe-

/6/ VgL U. Rohde, a. a. O.
/7/ In dem FaU, in dem nur der Ehemann ein eigenes Einkom­
men hat, entstehen keine größeren Berechnungsprobleme. Haben 
beide Ehegatten eigenes Einkommen, dann sind die Einkommens­
verhältnisse beider Grundlage der Berechnung. Um zu einem Er­
gebnis zu kommen, das dem Grundanliegen der §§ 17 und 18 FGB 
entspricht, sind die Einkommen jeweils getrennt zu berücksichti­
gen.
/8/ Vgl. U. Eohde, a. a. O. In den verschiedenen Auflagen des 
FGB-Kommentars ist von „beträchtlicher unterschiedlicher Ein­
kommenslage“ (3. Aufl., Berlin 1970, Anm. 4 zu §18 [S. 98]) und 
von „sehr unterschiedlicher Einkommenslage“ (4. Aufl., Berlin 
1973, Anm. 3.5. zu § 18 [S. 861) die Bede.
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gatten nur selten wegen des vollen Unterhalts für die 
Frauen in Betracht kommen; meistens werden nur die 
fixen Haushaltskosten und ein Unterhaltszuschuß zum 
eigenen Einkommen geltend gemacht. Es geht daher in der 
Regel darum, daß auch nach einer Trennung mit dem Ein­
kommen beider Ehegatten der bisherige Lebensstandard 
für die verbleibende Familie erhalten wird. Allerdings gibt 
es Hinweise, daß gerade bei dieser Sachlage von den 
Frauen oft nicht oder wenig auf die Durchsetzung des 
Unterhaltsrechts gedrungen wird. Der Wunsch nach Er­
haltung der Ehe und nach Unabhängigkeit vom Partner 
werden dafür die Hauptmotive sein; eventuell liegt aber 
auch Unkenntnis über bestehende Ansprüche bei eigenem 
Einkommen vor, was wiederum auf die Aufgaben in der 
rechtspropagandistischen Arbeit hinweist.
Die Grundhaltung unserer Gesellschaft zur Berufstätigkeit 
der Frau wird nicht davon berührt, daß das Gesetz auch 
die bisher nicht berufstätige Frau schützt, insbesondere 
wenn sie sich auf die Erziehung der Kinder konzentriert 
hat. Es wird auch nicht verlangt, daß sie als Folge der 
Trennung umgehend ihre Lebensbedingungen und die der 
Kinder ändert, um beruflich tätig zu sein. Natürlich wäre 
einer Frau im Gespräch immer zu einem solchen Schritt 
zu raten. Die Aufnahme einer beruflichen Tätigkeit, die 
in unserer Gesellschaft jederzeit möglich ist, stärkt das 
Selbstvertrauen auch der bisher nicht berufstätigen Frau 
und ihre Unabhängigkeit und gibt ihr eine Position, die 
auch für die Erhaltung der Ehe in der Regel günstiger ist. 
Eine Verpflichtung jedoch, vor allem aber eine Berechti­
gung des Mannes, eine solche Veränderung von der Frau 
zu verlangen, hieße den möglichen und notwendigen 
Schutz der Ehe, der Kinder und der Frau, der dem Ge­
setz in der Konfliktsituation obliegt, auszuschließen.
Diese starke Wertung der bisherigen Lebensbedingüngen 
in der Familie für die Voraussetzungen und den Umfang 
der Unterhaltspflichten bei bestehender Ehe ist gerecht­
fertigt, weil die Regelung für eine Übergangssituation ge­
dacht ist. Es gehört zur gemeinsamen Verantwortung der 
Ehegatten, möglichst schnell Klarheit in ihre Beziehungen 
zu bringen und die eheliche Gemeinschaft wiederherzustel- 
len oder aber die Scheidung der Ehe zu beantragen.

Unterhalt nach Ehescheidung

Die rechtliche Regelung über den Unterhalt nach Ehe­
scheidung wird — wie bei bestehender Ehe — praktisch nur 
für die Frau bedeutsam. Notwendigkeit und Anwendung 
dieser Regelung sind engstens mit der spezifischen Stellung 
der Frau und Mutter in Familie und Gesellschaft im So­
zialismus verknüpft Folgerichtig haben der hohe Beschäf­
tigungsgrad der Frauen, die Verwirklichung ihres Rechts 
auf Arbeit, auf gleichen Lohn für gleiche Arbeit, auf 
Qualifizierung und auf vielfältige Förderung der Frau und 
Mutter im Beruf sowie die sozialpolitischen Maßnahmen 
zur verringerten Anwendung des Unterhaltsrechts nach 
Scheidung geführt.
Das ist das entscheidende Merkmal der Entwicklung auf 
diesem Gebiet. Es ist außerordentlich progressiv, weil die 
Selbständigkeit und Unabhängigkeit der geschiedenen Ehe­
gatten eine der wesentlichsten Voraussetzungen für eine 
gute Neugestaltung ihrer Lebensbedingungen nach einer 
Scheidung ist. Dennoch verliert dieses Unterhaltsrecht kei­
neswegs seine Bedeutung. Es ist eine notwendige familien­
rechtliche Ergänzung der gesellschaftlichen Maßnahmen 
zur Sicherung der Gleichberechtigung der Frau im Einzel­
fall entsprechend den jeweiligen konkreten Bedingungen. 
Deshalb ist es zu begrüßen, daß das Oberste Gericht sich 
der Arbeit der Gerichte auf diesem Gebiet ausführlich ge­
widmet und die Erfahrungen der Rechtsprechung verall­
gemeinert hat/9/ Dadurch wurde eine wesentliche Kon­
kretisierung des Unterhaltsrechts der §§ 29 ff. FGB er­
reicht.

f9f VgL die Materialien der 14. Plenartagung dea Obersten Ge­
richts zu Fragen des Unterhalts der Frau im Zusammenhang mit 
der Auflösung einer Ehe, ’ ’J 1975 S. 292 fl.


